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1. PROBLEMSTELLUNG

Die Beziehungen zwischen Raumplanung und militärischen 
Aktivitäten werden im Wesentlichen durch die folgenden 
Bestimmungen des Bundesrechts geregelt:
· Art. 60 der Bundesverfassung räumt dem Bund die ausschliess-

liche Zuständigkeit für die Organisation, Ausbildung und 
Ausrüstung des Militärs ein. Die Ausführungsaufgaben des 
Kantons beschränken sich auf die Schaffung und Organisation 
der kantonalen Einheiten, das heisst der Infanterietruppen, 
und auf die Lieferung eines Teils der Kleidung und Ausrüstung. 
Dazu betreibt der Kanton die Zeughäuser und den kantonalen 
Waffenplatz Freiburg.

· Gemäss Art. 126 Abs. 2 des Bundesgesetzes über die Armee 
und die Militärverwaltung (MG) sind Bauten, Anlagen und 
Tätigkeiten, die der Landesverteidigung dienen, nicht von einer 
kantonalen Bewilligung oder einem Nutzungsplan abhängig. 
Dennoch sind die Militärbehörden verpflichtet, die kantonalen 
und kommunalen Vorschriften und Pläne in dem Masse, als 
diese die Erfüllung der Aufgaben der Landesverteidigung nicht in 
unverhältnismässiger Weise behindern, zu berücksichtigen.

· Art. 5 des Bundesgesetzes über den Schutz der Militärbauten 
verbietet im Interesse der Landesverteidigung jede Beschreibung 
oder Darstellung der klassifizierten Militäranlagen.

· Unter Vorbehalt der Bestimmungen des Bundesrechts über 
den Umwelt- und Naturschutz hat das Militär das Recht, das 
gesamte Gebiet für zeitlich beschränkte militärische Übungen 
zu nutzen (Art. 134 MG).

Für die militärischen Übungen verfügt die Armee über Waffen- 
und Schiessplätze, die dem Bund oder dem Kanton gehören, 
bzw. über Gebiete, für deren Nutzung abgeschlossene Verträge 
mit den Eigentümern bestehen. Gelegentliche Übungen können 
auch ausserhalb dieser Plätze durchgeführt werden, da die 
Militärgesetzgebung der Armee das Recht einräumt, das ganze 
Kantonsgebiet für zeitlich beschränkte militärische Übungen zu 
nutzen.

Der Sachplan Waffen- und Schiessplätze des Bundes behandelt die 
wichtigsten Anlagen und Gebiete, die der militärischen Ausbildung 
dienen. Er führt die Beschlüsse des Bundes über die Nutzung 
und den Umbau der erfassten Waffen- und Schiessplätze auf 
und nennt die allgemeinen Grundsätze, was die Zusammenarbeit 
zwischen Bund und Kantonen, die Anpassung des Sachplans 
und die Grob- und Feinabstimmung zwischen militärischen und 
zivilen Tätigkeiten betrifft. Gemäss den Absichten des Eidg. 
Departements für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und Sport 
(VBS) sollte die militärische Nutzung der im Sachplan genannten 
Plätze in derselben Weise wie bisher fortgesetzt werden.

Die Karte des vorliegenden Themas zeigt alle Gemeinden, die 
von Gebieten betroffen sind, welche die Armee für die militärische 
Ausbildung nutzt. Zudem bezeichnet sie die Gemeinden, die von 
Zielgebieten und Schiessplätzen betroffen sind, die im Sachplan 
Waffen- und Schiessplätze des Bundes unberücksichtigt blieben, 
sowie die Übersetzstellen (Orte an einem Fliessgewässer, an 
denen die Armee im Rahmen militärischer Übungen den Bau 
einer Brücke übt).

Die Lärmbelästigungen, unter denen die Anwohnergemeinden 
des Militärflugplatzes Payerne leiden, bilden augenblicklich 
den Hauptkonflikt zwischen militärischen und zivilen Aktivitäten 
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auf Freiburger Kantonsgebiet. In mehreren lärmempfindlichen 
Räumlichkeiten werden die Alarmwerte überschrit ten. Die 
Raumplanung von acht Freiburger Nachbargemeinden ist gestört 
(Ausscheidung neuer Bauzonen und/oder neue Erschliessungen 
örtlich unmöglich, Bau neuer lärmempfindlicher Räumlichkeiten 
stellenweise heikel bzw. unmöglich und häufig mit hohen Kosten 
verbunden).

2. GRUNDSÄTZE

GRUNDSÄTZE ZUR KOORDINATION

Aufgrund der ausschliesslichen Zuständigkeit des Bundes für die 
militärische Organisation und Ausbildung enthält der Richtplan 
keine Grundsätze für die Kantonspolitik und den Standort von 
Militäranlagen. Er beschränkt sich darauf, einige Grundsätze 
zur Koordination in Erinnerung zu rufen und die Aufgaben zu 
präzisieren, die von den verschiedenen Instanzen zu erfüllen 
sind.

Die Grundsätze zur Koordination und Umsetzung beruhen im 
Wesentlichen auf den Richtlinien «Militär und Raumplanung», die 
1991 von der Direktion der eidgenössischen Militärverwaltung 
und dem Bundesamt für Raumplanung herausgegeben wurden. 
Sie sollen dazu beitragen, Koordinationsprobleme zwischen 
militärischen und zivilen Bedürfnissen zu beheben, und definieren 
die Forderungen, die bei der Erarbeitung der Raumplanung und bei 
der angemessenen Berücksichtigung der militärischen Interessen zu 
beachten sind. Die Grundsätze unterstreichen die Bedeutung der 
gegenseitigen Information und der Zusammenarbeit zwischen zivilen 
und militärischen Behörden, zwei wesentliche Voraussetzungen 
für die Koordination der raumwirksamen Tätigkeiten.

Was die Zusammenarbeit zwischen Bund und Kanton betrifft, 
finden seit vielen Jahren regelmässige Sitzungen zwischen den 
Vertretern des VBS und den zuständigen kantonalen Dienststellen 
(BNS, BRPA, AfU) statt, um militärische Projekte und zivile Interessen 
zu koordinieren. Diese periodischen Kontakte haben sich als 
äusserst nützlich erwiesen und sollen fortgesetzt werden. Darüber 
hinaus werden die kantonalen Dienststellen durch die jährlich 
nachgeführte «Übersicht über die raumwirksamen Tätigkeiten des 
Bundes» über die Projekte des VBS informiert.

3. AUFGABENVERTEILUNG

Die Zusammenarbeit zwischen Bund und Kanton ist besonders 
wichtig bei den klassifizierten militärischen Anlagen, die in 
der Raumplanung weder erwähnt noch dargestellt werden 
dürfen. Es obliegt den Dienststellen des VBS, die Kantons und 
Gemeindebehörden rechtzeitig über die Anlagen zu informieren, 
für die weiterhin Geheimhaltung gilt. Wenn militärische Interessen 
berührt werden, leitet das BRPA hingegen die Zonennutzungspläne 
an das Generalsekretariat des VBS weiter, damit dieses mögliche 
Konflikte zwischen vorgesehenen Nutzungen und bestehenden 
oder geplanten Militäranlagen prüfen kann. Bei der Erarbeitung 
ihrer Ortsplanung haben die Gemeinden darauf zu achten, 
die Zonen so auszuscheiden, dass Konflikte mit vorgesehenen 
militärischen Nutzungen vermieden werden.
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4. UMSETZUNG

VERFAHREN FÜR DIE REALISIERUNG EINES PROJEKTES

Projekte für militärische Bauten und Anlagen

Die Projekte für militärische Bauten und Anlagen unterstehen 
gemäss der Verordnung über das Plangenehmigungsverfahren für 
militärische Bauten und Anlagen (MPV) einem Bewilligungsverfahren 
des Bundes. Dieses Verfahren regelt insbesondere die Weise, 
in der die Kantons- und Gemeindebehörden im Rahmen der 
öffentlichen Auflage des Projekts ihre Interessen und Rechte geltend 
machen können.

Die Bau- und Umbauprojekte der kantonalen Zeughäuser unter-
stehen ebenfalls dem Verfahren des Bundes, wenn sie in erster 
Linie für militärische Zwecke genutzt werden.

Die gemäss dem Bundesgesetz über den Schutz der Militärbauten 
klassifizierten militärischen Bauten und Anlagen sind nicht 
bewilligungspflichtig. Die Bestimmungen des vereinfachten 
Genehmigungsverfahrens (Art. 20 MPV) sind entsprechend anwend-
bar. Im Rahmen dieses Verfahrens werden die zivilen Behörden 
des Bundes, des Kantons und der Gemeinden nur im Bedarfsfall 
angehört. Es gibt keine öffentliche Auflage des Projekts.

Umnutzung von Militäranlagen zu zivilen Zwecken

Aufgrund der technologischen Entwicklung und der Reduktion 
der Truppenstärke in Zusammenhang mit der Reform «Armee 95» 
entledigt sich das VBS gewisser Bauten, für die keine militärische 
Verwendung mehr besteht. Die Koordinationsbedürfnisse, die bei 
Abriss oder Umnutzung dieser Bauten entstehen, sind mit den 
zivilen Behörden zu prüfen. Die Umnutzung von Militäranlagen 
zu zivilen Zwecken benötigt ein ziviles Bewilligungsverfahren. 
Da die meisten Militärobjekte ausserhalb der Bauzone liegen, 
kann ihre Umnutzung zu einem zivilen Gebrauch nur bewilligt 
werden, wenn die Bedingungen für eine Sonderbewilligung nach 
Art. 24 RPG erfüllt sind.




